
Ir ..... 40 der Beilagen zu den stenographiscnen Il'O-co;;:ollen des Nationalrates 

IX. Gesetzgebungsperiode 

11.12.1961 

157/A A n t rag 

der Abgeordneten Mac h .u n z, e ,'li.. i g n e r und Genossen? 

betreffend. die 3c,taffun@, eines Bunde~jgesetzes über die Anmeldung 

,von Sachschäden, die durch Umsiedlung oder Vertreibung entstanden sind 

(.t,\nrneldegesetz ) .. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen den 

.A rit rag ~ , : 

Der Nationalrat wolle beschliessen: 

Bundesgeset~ vom ••• 0 ••• 0 über die Anmeldung von Sachschäd.en, 

die durcrh Umsiedlung oder Vertreibu~1g entstanden sind '(Anmeldegesetz). 

Der Nat~onalrat hat beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Bestimlnungen dieses Bundesgesetzes regeln die Anmeldung 
, 

der im§ 2 gerlannten SaChschäden, die Umsiedlern (§ 3) oder Ver-

triebenen (§4) entstanden sind 1 durch 

1" Geschädigte (§ 5) oder 

2. Berechtigt~ auf Grund einer Rechtsnachfolge von Todes 

wegen (§§ 7 und 8). 
(2) Die Anmeldung dient' der Gel tendmachung v,:,n lu1spriichen 

auf Leistungen nach einem besonderen Bun'desge setz' zur ])urchführUng 

des österreichisch-deutschen Finanz- und Äusgleichsvertrages vom 

27,. November 1961,_. 

'"'," 

• 
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§ 2 
'. 

(1) Sachschäden im Sinne dieses BUlldesgesetzes ist ein 

durch Wegnahme, Verlust oder Zerstörung von G~genständen des, 

Hausrates oder der zur Berufsausübung erforderlichen beweg­
lichen SachenentstandenerVertnögensverlust, der bei einem 

Umsiedler in (lern im § 3 genannten Zeitraum in dem Gebiet, aus 

dem er umgesiedelt wurde, 'bei einem Vertriebenen im Zusammen­

hang mit den Ereignissen des Zweiten Weltkrieges oder dessen 
Folgen in ,den im § 4 genannten Gebieten eingetreten ist. Hie­

zu gehört auch Gin Sachschaden, der <lurch unmittelbare Kriegs­
einwirkung vor der UmsiedlUng oder Vertreibung in dem betr·offe­

nen Vermögen entstanden ist. 

(2) Ein Sachschaden im Sinne des Abs.1 liegt nicht vor, 

insoweit für die WGggenoJY1JIlene
o

n, verlorenen oder zerstörten 

Sachen Leistungen aus inländischen od~r auSländischei1öff~nt­
lichen Mitteln ohn.e Verpflichtung zur R'Ö.ckzahlung gewährt 
wll:eden oder nach 'einer anderen sls im § 1 Abs .. 2 in,Il.ussicht 

genommenen besonderen gesetzlichen Regelung in dGr Republik 
00 

Osterreich oder in der Bundesrepublik D;:;utschland gewährt 

werden. Eine auf Grund Artikel 27§ 2 staatsvertrag,betreffend 
, ' .~ 

die Wiederherstellung eines unabhängigen und demokratisch~n ' 

Österreich, BGBL.Nr.152/1'955, zu gevilährende Entschädigung 
schli'eßt das Vorl'iegen eines S.:.;.chs~haci~':ns im Sinne dieses 

... "',. 
Bundesgesetzes nicht aus. 

(3) Abs.2 e'rster S.atz gilt sinngemäß für Schiiden an 

VermögensVl8rten, die ein Umsiedler für in A.bs.l·genannte, im 

Umsicdlungsgebiet zurückgelassene Sachen als S·:,satz o1'11al ten 
t 

hat. Insoweit jedoch derartiges Ersatzvermögen wog genommen , 

zerstört wurde, verloren ging oder rückgest81lt werden mußte, 

ist eS bei d.er Ermittlung d es Sachschadens nicht zu beri.:i.cksich-
tigen. Dies gilt auch ) soweit das Ersatzvermögen aus Gut-

schriften bei Umsiedlungsinstituten oder aus Wertpapieren be­
standen hat, die,ft.ü' den Umsiedler im Zeitpunkt delB Inkraft-

\ 

tretens dieses BWld.esgesetzeskeinen wirtschaftlichen Wert haben. 

rr 
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§ 3 

(1) Umsiedler ist elne Person 9 die während des Zweiten 

ViTel tkrieges 

1.) auf Grund elnes vom Deutschen Reich geschlossenen . 
zwischenstaatlichen Vertrages aus einem Gebiet 

a u[~erhalb der Grenzen der Republ ik Österreich 

und des Deutschen Reiches mit dem GebiErtsstand 

vom 31.Dezember 1937 oder 

2.) auf Grund von ]\!taßnalunen deutscher Dienststellen 

aus einem von der ehemaligen Deutschen Vfehrmacht 

beSf}tzten Ge biet a ußerhal b der Grenzen der Re outl ik 

Österreich und des Deutschen Heiches mit dem Ge­
bietsstanu' vom 31.Dezember 1937 

umgesiedelt worden ist~ weil sie in ihrer Heimat nach bestimm­

ten Merkmalen, wie Abstammung 9 -P,rziehung, Sprache 9 Kul.tur 1 

zur de utschen Volksgruppe gerechnet ivurde" 

(2) Zu den im Absatz 1 Ziffer 1 genannten Vertragep ge­

hören auch di6 im <Tahre 1939 zwischen dem Deutschen Reich und 
~ . 

dem, Königreich Italien über die Umsiedlung von Südtirolern 

und Kanaltalern getroffünen Abreden. Den Stuf Grund dieser Ab­

redert mng f3siedel ten Personen sind solche gleichgestellt 9 die 

aus dem Luserner- oder Fersental UlLge siedel t worden sind. 
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§ 4 

(1) Vertriebener ist eine Person 9 die ihren Wo:bJ1si tz 

im Zusammenhang mit den Ereignissen des Zweiten "\iiJe1 tkrieges 

oder dessen Folgen durch Vertreibung 9 vvie insbesondere durch 

Ausweisung, Flucht oder nachträgliche Aussiedlung, 

1. in einem Gebiet außerhalb der Grenzen der Re~oublik ' 

Österreich und des Deutschen Reiches nach dem Gebiets­

stand vom 31~Dezember 1937 oder 

2. in den -am 31.Dezember 1937 zum Deutschen Reich gehörenden 

Gebieten östlich der Oder/He·isse-Linie 

verlören hat,. weil sie in ihrer Heimat nach bestimmten Merk­

malen, wie Abstammung~ Erziehung, Sprache" Kultur, zur deut­

schen Volksgru-ppe gerechnet wurde. 

{2) Eine im Absatz 1 genannte Perion, die in einem der 

in Absatz 1, Ziffer 1 oder 2· genannten Ge biete. einen Sachschaden 

erlitten hat und dort vor dem 1.Jänner 1960 verstorben ist, 

gilt als Vertriebener. 

157/A IX. GP - Initiativantrag (gescanntes Original)4 von 29

www.parlament.gv.at



§ 5 

Geschädigte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Um­

siedler und Vertriebene 9 in deren Vermögen ein im.§ 2 ge­
nannter Schaden eingetreten ist, die an dem für·sie gemäß 

§9 maßgeblichen Stichtag.österreichische Staatsbürger 9 deutsche 

Staatsangehörig~ oder Staatenlose waren oder deren ~t~ats­

bürgerschaft ungeklärt wartmd' die 
1.) am 1. Jänner 1960 in der Republik Österreich·. stän­

digen Aufenthalt hatten oder' 

2.) nach dem 1.Jänner 1960 im Wege der Familienzu­

sammenführu...."1g (§ 10) oder als Heimkehrer in die Republik 
Österreich gekommen sind oder kommen und hier im Ze~tpun~t 

der Schadensanmeldung seit mindestens sechs r\Conaten ständigen 
Aufenthalt hatten oder 

3.) nach Schadenseintritt und mindestens sechsmonatigem 
Aufenthalt in der Republik Österreich in die BundesreplJ.blik 

Deutschland abgewandert sind und .dort am 1. J'änner 1960 ihren 
ständigen Aufenthalt hatten. 
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§ 6 

Ges'chädigte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind auch 

TJmsiedler und Vertriebene~ ind'eren Vermögen ein im § 2 ge­

nannter Schaden eingetreten ist 9 ,die an dem für sie ge~äß 

§9 Absatz 2 maßgeblichen Zeitpunkt österreichisch~_ Staats­

bürger~ de'utsche Staatsangehörige oder Staatenlose waren oder 

deren Staatsbürgerschaft ungeklärt war, und die nach erfolg-, 

ter Umsi,edlung oder Vertreibung in der Republik Österreich 

einen ständigen Aufenthalt von mindestens sechs Monaten 

hatten und 

1.) in der Republik Österreich oder 

2.) nach einer erfolgten AbwanderlLng in die Bundes­

republik Deutschland (§ 5 Ziffer 3) dort 

vor dem. 1. Jänner 1960 verstorbt";n sind. 

~' 
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§ 7 

Berech tiß'te im Sinne diese s Bunde sge se tz e s sind der 

überlebende Ehegatte (der Lebensgefährte) sowie die Kinder 

und Enkel eine s verstorbenen Ge ;::,chädigten (§ § 5 1111d 6), sofern 
. ( 

sie b~~ Schadenseintritt oder später mit ihm im gemeinsamen 

Haushalt gelebt habeb und nach ihm erb- oder pflichtteils"­
berechtigt sind. 

§ 8 

(1) Ist der Umsiedler (§ 3) oder Vertriebene (§ 4), 

ohne in der Republik Österreich ständigen A.ufen;thal t genommen zu 

haben? ausserhalb der Republik Österreich verstorben, so müssen 

Berechtigte(§ 7) die für einen Geschädigten gemäss § 5 erforder­

lichen persönlichen Voraussetzungen selbst erfüllen. 

(2) Ist der in einem im § 4 genannten Gebiet wohnhaft 

gewesene Eigentümer eines Vermögens 1 in welchem der Schaden 

(§ 2) eiqgetreten ist, vor Schadenseintritt verstorben und 

haben seine im § 7 angeführten Angehörigen bis zum achadens­

eintritt Eigentum von Todes wegen nicht erworben, so gelten oie 

als Berechtigte (§ 7), sofern sie am Todestag mit dem Verstor­

benen im gemeinsamen HaushaI t gelebt haben und die für einen 

Geschädigten gemäss § 5 erforderlichen persönlichen Voraus­

se.tzw1gen selbst erfüllen. 

157/A IX. GP - Initiativantrag (gescanntes Original) 7 von 29

www.parlament.gv.at



(l)Für die FeststellUng, Ob eine Person nach diesem 
Bundesgesetz e.ls Ös.te.!reichischer -Staatshürger~ als, deutscher 

staatsangehöriger, als Staatenloser oder als Person mit unge­

klärter Staatsbürgerschaft (staatsangehörigkeit) zu gelten 

hat 9 sind d'ie Verhältnisse aw 27. November 1961 maßgeblich. 

(2), Ist der Geschädigte vor dem im Absatz 1 genannten 

Stichtag verstorben, so ist sein Todestag der für die :F'est­

stellung nach J:\.bsatz 1 maßgebend8 Zeitpunkt. 

§ 10 

Eine Familienzusammenführung im Sinne dieses Bundesge­

setz8S liegt VOT 9 wenn GECschädigte (§ 5) oder Ber8chtigte 
(§§ 7 und 8) 

1.) zu ihren Ehegatten oder 
2.) als IICinderjährige zu ihren Eltern (einem EI tGrn­

teil) oder 
3.) als Hilfsbedürftige zu ihrGn Kindern oder, falls 

, 

-. 

das ein~ige ·oder L:3otzte Kind des Geschädigten ver-
storben oder verschollen ist 9 zu ihren Schwieger­

kindern 

nach dem 1.Jänner 1960 in die Republik Österreich"zugezogen 

sind oder zuziehen und die Person, zu der zugezogen wurde oder 

wird, spätestens 8m 31.Dezember 1952 j.n der Republik Österreich 

ihren ,ständigen Aufenthalt hatte. Eine Familienzus8.lTImenfLÜlrung 

liegt auch dann vor, wenn die Person, zu der zugezogen wurde 

oder wird, nach dem 31. Dezember 1952 aus dGn im § 4 Absa'tz 1 

genannton Gebieten innE-orhal h von sechs Monaten nach Aussiedlung 

oder als Heimkehrer innerhalb von sechs Monaten nach Entlassung 
in die Reoublik Österreich gekomrnen ist oder kommt. 
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§ 11 

(1) Anmeld8berechtigt sind Geschädigte und Berechtigte 9 

sofern deren "Einkommen im Jahre 1955 S 72.000. -- nicht 

überstiegen hat. Für jedes am I.Jänner 1960 unt8rhaltsb8-

rechtigtc Kind erhöht sich diese Einkofümensgrcnz(; um je 

S 3.000.--. Der Begriff Einkommen ist im Sinne des für das 

Vcranlagungsjahr 1955 geltenden Einkommensteuergesetzes zu 

verstehen, gl~ichvie19 ob die "Einkünfte im Inland oder Aus­

land erzie;l t wurden. DE:;m Ej_nkommen" sind jedoch abgezogene 

Verl ustvorträge vvi8der z"uz urechnen. Bc züge? aus öffentlichen 

Mitteln oder ~\ITi tteln einer öffentlichen st iftung ~ die vvegen 

Hilfsbedürftigk8it gGwährt wurden 9 sind dem 1T:inkommen auch 

dann nicht zuzurcchnen 9 1Nenn sie 8lIS dem Ausland bezogen 

wurd8n. Einkiinfte von EhGgatten, die im gemeinsamen Haushalt 

lebt8n 9 und von Lebensgefährten sind zusammenzurechnen. 

(2) Juristische PErsonen sind nicht anmeldebcrechtigt. 
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§ 12 

(1) Ist sin Schaden 2:0. e1nGr Sache entstanden, die im 

Zeitpunkt.des Schsd811Seintrittes im Eigentum mehrerer Per­

sonen s.tand ~ SQ ist jGder l'/.[i teigcntümer nur b8rechtigt 9 den 1n 

seinem Eigentumsanteil entstandenen SchEiden anzUmclden. 

(2) Ist ein Schaden im Vermögen einer Personenvereini­

gung nach· bürgerlich~;m Recht od8r· einer Persollellgesellschaft 

des Hi:mdclsrcchts eingetreten,. so _ist der Umfang des Schadens 1 

dGr von einem Gese11schsfter sngem,üdet werden kann, nach dem 

Verhältnis seiner Bt:tciligung 2m Vermögen dc;rGesellschaft im 

Zei tpu..."Ylkt des Schadcnscintri ttes zu bestimmen. 

(3) Die Anm81dc;berechtigung der im § 7 genanntcn .Per­

s0118n richtet sich nach dem Verhältnis. ihrer Erbrechte (Pflidl t­

tcilsrechte). 

§ 13 

Gegenstände des Hausrates im Sinne dieses Bundesgesetzes 

sind ausschließlich~Abwaschen9 Anrichten, Bänk8, Bclouchtungs­

körper, Betten, Schlafmöbel, Bettzcugc, Blockeiskästen, Buffets~ 

Kredenzen, Büromöbe I, elGktrisch8 Geräte 9 Gordinel"J_ 9 Gartenmöbel, 

Gasgeräte , Herde, K2rniGsen, Kästen und Schränke l':ller Art 9 

Kleiderständer, Koffer- und-Schirmständer, Kohlenkisten, Näh­

maschinen, Öfen, Paravc;;nts, Rcgale, Servierwägcn, Sitzmöbel, 

Spiegel~ Teppiche, Vor18ger, BrückE:n und Läufer, Ti,sche? Uhren, 

Wand- und IGciderablageu, Waschstockerl, ferner Haus-, Tisch­

und Bettvväsche SOWiE; Geschirr 7 Besteck lmd sonstiger kleiner 

Ha usrat. 
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§ 14 

Zur Berufsausübung erforderlicht:: bewegliche Sachen 

im SinnE diEses BundesgEsetzes sind Einrichtungsgegenst2ndc, 

.. Behelfe? GerBte und Maschinon, die zur Ausübung 8ines 

freien Berufes oder zur Führung eines gl;werblichell odor 

landwirtschsftlichen Betriebes dienen und für don Goschädig­

t",n zur Berufsausübung erfordorlich waren. 

§ 15 

o Befindet sich (~in Geschädigter durch die Wegnahme, den . 
Verlust oder die:; Zerstörung von dcn im § 14 gnlannten Sachen 

oder von Vorräten, Fortigwaren, Halbfabrikaten, Rohstof­

fen, Vieh, Futtermitteln, Brennstoffen odor im vorstehenden 

nicht näher bezeichneten verbrsuchbaron oder v(jrtretbsron 

körperli<?hen Sachen, die für ihn zu seiner B8rufssusübung 

erforderlich 1Naren, in wil~tschaftlichEr Not ,so hE't ür 

dies in der Anmeldung darzutun. 
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§ 16 

(1) Eine Anmeldung nech diesem Bundesgesetz ist frist­

gerecht eingebracht, VIJEnn SlC spätestens 2m letztem Tags der 

in Abs2tz 2 genannten Fristen bei der Ilach § 17 zuständigen 

FinanzlC}nd8sdirektioncingelangt ist ~' Die Frist ist jedoch 

auch gewanrt, wenn die Anmeldung fristgerecht boi einer an- ,,' 

deren Finanzlandesdirekt~on 8inlarigt~ Diese.Finanzlandos­

direktion hat die Anmeldung nndie nach § 17 zuständige 

Finanzlandesdirektionweiterzulciton. 

(2) DiE: .. Anmeldefrist Endet 

.. 

1.) für Personen, diE im Zeitpunkt düs Inkrafttretel13 

dieses Bundesgesetzes ihr("n ständigen Aufenthalt 

in der ReDublik Österreich hsben, am 31.li.Iärz 1963, 

2.) für Personen" die im Zeitpunkt des Inkr~fttretens 
, . . 

dieses Bll:.'"1desgesetzes ihren ständigen Aufenthalt 

n ußerhö.l b dos Gebi8te.s der Republik Östorrsich 

ht::,ben 9 mit Abl8.uf eines Jahres nach Inkrnfttreten 

dbS östorrE::ichisch-dcutschen Fins.nz,;... und Aus­

g18ichsvert~ages~ 

3.) für im § 10 genDnnte Personen, die nach InkrElft­

tret0n dieses Bundesgesetzes in die Republik 

Österreich kommen? ein Jahr nsch ihrem Eintreffen, 

4.) für Personen? die nQch den in der Bundesrepublik 

Deutschland gel tGndon gesetzlichen 'Vorschriften 

für die im § 2 gen8nntEJU Sachschäcon Anträge dort 

gestellt h8.bEm, über die vor Inkra'fttreten dieses 
Bundesgesetzes noch nicht rechtskräftig entschie­

den wurde, sechs Mouste u~ch Rechtskraft der Ent­
schE.:idung. 

(3) Als Anmeld ungen n8.ch diesem Bundesgesetz gelten a us-­
schließlich jene Amnccldullgen, die auf den hiefür amtlich aufge­

legten Formblättern vorgonommen werden. 

(4) Geschädigte oder Berechtigte , die ilLYlerht:ü b der im 

Absatz 2 genannten "Frist keine Anmeldung vorgenommen hsben, sind 

von Loistungen nach dem im ~ 1 Absetz 2 genannten besonderen 

Bundesgesetz ausgoschlossen. 

" 
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§ 17 

(1) Die }i'ormblätter zur Vornahme der A~lmeldung sind in 

Österreich bei den? Finanzlandesdirektionen? Final1z2"mtern~ Be­

zirksverwaltungsbehörden und in Städten mit eigenem statut 

bei den Magistraten? in der'Bundesrepublik Deutschland bei 

allen österreichischen Vertretungsbehöl'den aufzulegen. Außer­

dem sind die :F'ormblätter nach l!Iaßgabe des Bedarfes bei einzel­

nenösterreichischen Vertretungsbehörden im Ausland aufzu­

legen. Die Formblätter sind von diesen Stellen kostenlos ab 

1.April 1962 abzugeben. 

(2) Der Aufwand für die Herstellung und Verteilung der 

Formblätter sowie auch alle anderen besonderen Vervval tungs­

aufwendungen? vvelche sich im Zusammenhang mit der Durch­

führw1.g dieses Bundesgesetzes ergeben~ insbesondere Aufwen-

'd ungen für Sachverständige? Zeugen sowie ausschließlich zur 

Durchführung dieses Gesetzeserforderlic,he ß..1Iltsbehelfe? sind 

den Krediten für die Durchführung des Finanz- und Ausgleichs­

vertrages anzulasten., 

/ 

c 
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§ 18 

, ' 

Die Zuständigkeit der Finanzlandesdirektionen,richtet 

sich nach den St~atsgebieten mit ~em Gebietsstand,vom 

31.Dezember 1937, aus welchem der Geschädigte umgesiedelt 

oder vertrieben worden ist. Zuständig ist, fall~ die Umsied­

lungoder Vertreibung erfolgte aus: 

1. Jugoslawien und Albanien 

2. Polen, Danzig, Sowjet­
union einschließlich 
Estland, Lettland und 
Litauen, sowie den 
Teilen des ehemaligen 
Deutschen Reiches öst-

. lieh der Oder/Neisse­
Linie 

3. Rumänien und Bulgarien 

·4. Ungarn 

50 Italien 

6. außereuropäischen Staa­
ten ausschl~eßlich den 
asiatischen Gebieten 
der Sowjetunion 

7. der Tschech6s1owakei, 
sowie allen anderen in 
den Ziffern 1 - 6 nicht 
genannten Ländern 

die E'inanzlandesdirektion für 
Oberöste~reich, Linz, Neues 
Finanzgebäude, Osttrakt 

die Finanzlandesdirektiori .für 
Sal zb urg ,Salzt urg, Kap i tel­
gasse 5 

die Fihanzlandesdirektion für 
Steiermark7 Graz~ Conrad von 
Hötzend~rf-Straße 14 

die Finanzlandesdirektion1für 
Kärnten, Klagenfurt , Viktringer­
ring 26 -

die Finanzlandesdirektion f~r 
Tirol, Innsbruck, Innraih 32 

die Finanzlandesdirektion für 
VorarlbÄrg, Feldkirch, F~iedrieh 
Schillerstraße I 

die FinanzlandBsdirektion für 
i;!iert, Niederösterreich und Burgen­
land , GA E, Wien I., Woll zeile 1. 

Bei einer nach einer UmsiedluIlg erfolgten Vertreibung richtet 

sich die Zuständigkeit der Finanzlandesdirektion nach dem Ge-

biet, -aus dem die Umsiedlung erfolgt ist. 

·' 
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I , § 19 

(1) Die zur Begründung des in einer Anme1dlmg behaupte­

ten' Sachverhal tes dienenden Urkunden r3ind der Anmeld l.mg in 

beglaubigter Abschriftaniuschlie~en oaer nach~ureichen . 

. Nicht in deutscher ~prache abgefaßte Schriftstücke sind in 

. beglaubigter Übersetzung vorzulegen. 

(2) Wurden Vermögensverluste, die in den im § 4 ge­
nannten Gebieten entstanden sind, bereits bei österreichischen 

Behörden oder bei Dienststellen der Bundesrepublik :Deutsch­

land Dngemeldet, so ist dies in der AnmEüdung anzuführen. 

(3) Der Geschädigte oder Berechtigte hat auf Verlangen 
der 1!'inanzlandesdirektion zur h'1.ärung des Sachverhaltes er­

forderlic~8 ergänzende Angaben zu machen oder Beweismittel 

anzugeben oder vorzulegen. Kör;tnen Angaben nicht gemacht oder 

Nachweise nicht erbracht werden, so sind die Gründe hiefÜT 

anzugeben. 
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§ 20 

0) Die Anmeldungen sind i;n rechtlicher und tatsäch­

licher Hinsicht von der Finanzlandesdirek:ti on zu prüfen? die 

die etwa notwendigen innerstaatlichen Erhebungen auch durch 

ersuchte Verwaltungsbehörden~ insbesondere Bezirksverwaltungs­

behörden, oder einzelne amtliche Organs vornehmen iassen 

kann. 

(2) Die Iinanzlandesdirektionen sind ermächtigt, die 

zur rechtlichen und tatsächlichen Kläru...'1.g des Sachverhaltes 

erforderlichen zwischenstaatlichen Erhebungen zu veranlassen. 

Die österreichischen Vertretungs behörden im Ausland haben 

den Finanzlandesdiiektionen Rechtshilfe zu leisteri~ 

(3) Die Anmeldungen sind nach dem Zeitpunkt des 
Einlangens bei der Finanzlandesdirektion zu r~ihen; dabei 

, 
sind AnmEildungen von Personen? die spätestens am -l.Jänner 1960 

das 70.Lebensjahr vollendet hatten, getrennt von den anderen 

Anmeldungen zu behandeln und gesondert zu reihen. Die gemäß 

Absatz 1 vorzunehmende Prüfung hat in beiden Gruppen? ihrer 

Reihung entsprechend, zu erfolgen. 

/' 
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§ 21 

_Geschädigte oder Berechtigte, die in der Anmeldung nach diesem 

Bundesgesetz wissentlich falsche AngabE;n über ihre persönlichen 

Verhältnisse, di~ Entstehung oder den Umfang eines .Schadens machen, 

sind von Leistungen nach dem im § 1 Absatz 2 genannten besonderen 

Bundesgesetz ausgeschloss,en. 

§ 22 

Die durch die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes unmittelbar 

veranlasstep Schriften, Amtshandlungen und Rechtsgeschäfte sind 

von den Stempel- und Rechtsgebühren sowie von den Bundesverwaltungs­

abgaben befreit •. 

§ 23 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist das Bundes­

ministerium für Finanzen, hinsichtlich des § 20 Absatz 1 im Ein-

vernehmen mit dem Bundesministerium für Inneres oder dem nach 

seinem Wirkungskreis sachlich sonst zuständigen Bundesministerium 

und hinsichtlich des § 20 Absatz 2 im Einvernehmen mit dem Bundes­

ministerium für Auswärtige Angelegenheiten betraut~ 

§ 24 

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. April 196Z in Kraft. 

-.-.-.- .... " ... 

In formeller Hinsicht wolle der Antrag dem Finanz- und Budget­

ausschuss zugewiesen werden. 

~.~.-.-.~.~.-.-.-

157/A IX. GP - Initiativantrag (gescanntes Original) 17 von 29

www.parlament.gv.at



'. Erläuternde BemerkUngen. 

Der am 27.November 1961 unterzeichnete österreichisch­

deutsche Finanz- 'und Ausgleichsvertrag 1 'welcher die Schäden der 

Vertriebenen, Umsiedler und Verfolgten regelt sowie finanzielle 

Fragen ClUS dem sozialen Bereich behandelt? sieht im Teil I 
, G, 

vor, daß Vertriebene Und Umsiedler unter gewissen im.Vert:rage 

genannten Voraussetzungen EntsclHidigung und- sonstige Leistungen 

erhal ten sollen. Die' Hepublik Österreich vdrd zu' diesem 2;weck 

die notv.fendigen gesetzlichen Regelungen treffen. Diese Ent­

schädigu.ngen und sonstigen Leistungen haben nach Voraussetzungen, 

Höhe und Umfar.g den Entschädigungen und LeistUllgen nach dem 

österreichischen Kriegs,- und Verfolgungssachschädengeset,z (KVSG) 

in seiner jeweils gel tenden F::;ssung zu ents 1]l'echen. 

Die im Vertrag vorgesehenen Gesetze können erst mit Wirksam­

vverden des Finanz- und Ausgleichsvertrages 9 also einen 1\:T8::at 

nach dem J-\.ustausch der Ratifizierungsurlrunden, in Kraft treten. 

Um die bis zu. diesem Zeitpunkt zur Verfügung stehende Zeit zur 

Vorberei tung zu nutzen, soll du:cch den vorliegenden ]~ntvlUrf 

eines Anmeldegesetzes die Anmeldung der Vsrmögensschäden der 

Umsiedler und Vertriebenen gesetzlich geregelt werden. Dadurch 

soll erreicht werden, c' ia ß den mit d er Durchflihrung der zu er-

lassenden \G,:~setzebetrauten Behörden rechtzeitig genügend 

Unterlagen zur Verfügung stehen, soda [3 die eigentliche Entschä­

digungsaktion auf Gr'CL."ld eines besonderen :Blilldesgesetzes möglichst 

rasch anlaufen kann. 

Die Anmeldu...l1g nach dem Entvvurf wird die VoraussetzlUlg für 

die Leistung einer Entschädigung nach einem besonderen Bundesge­

setz sein. Sin EntschädigungE:anspruch wird durch diesen Entwurf 

jedoch noch nicht begründet. Ohne eine fristgerechte Anmeldung 

nach diesem Entwurf '!vird aber auch eine Entschiidi[-2.:ung nach, dem 

zu erwartenden besonderen Bundesgesetz nicht geleistet werden. 

]Jer Entwurf verarbeitet die Bf~stimmungen "des <reiles I 

des Finanz- und Ausgleichsvertrages und der!inlage 1 dieses 

Vertrages sowie die BestirnmlUlgen des KVSG. 
~ 

Im einzelnen ist 'zu den B,::,s::;immungendes Entwurfes zu 

bemerken: 

Zu § 1: Dieser Paragraph umschreibt den Anwendungsbereich des 

Entwurfes in sachlicher und persönlicher Hinsicht und den Zweck 

der Anmeldung. 
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Zu § 2 Absatz 1:: Hier vverden die Sachschiiden in ,Übereinstim­

m.ung mit den Bs stimmungen des KVSG definiert', wobei die Ur­

sache des Sa~hschadens hier naturgemäß eine andere ist als 
, -

nach dem genannten Gesetz. D'er Sachschaden eines Umsiedlers 
, ' 

ist ein Vermögensverlus't ~ der ihm durch die Umsiedlung in dem 

G~;biet~ aus dem er UInges iedel t, 'Nul~ae 9 getraff cn hat. Der Sach­

schaden eines Vertriebenen ist ein V;',rlnögensverlust, der 

einem V~C)rtriebenen im Zusammenhang mit den E:::,'cdgnissen des 

Zwoiten WsItkrfeges oder dessen Folgen im Vertreibungsgebiet 

(§ 4)' erwachs en is t • 

Es können aber nicht alle Sclläden' angemcldGt 'Nerden? 

sondern' nur sOle,he? für die naeh dem KVSG- in der derzeit gel-
, ' 0 

tenden F;:~ssung Entschädigung oder sOl1fotigeLeistungengewährt 

vlorden; das sindSch.äden an GGgensti:-:nden des Hausrates odei'" 

der zur BerufsausühlUlg erforderlich(~il beweglichen Sachen" 

Auch ein vor der Umsiedlung oder Vertreibung durch un­

mittelbare Kriegseinwirklmg in dem betroffenen Vel~mögen ent­

standener Schaden gilt als S2chschaden~ da der V,;:;rmögGnsverlust 

t::uf jeden FU.lI eingetreten wäre. 

Absatz 2 Sowc;i t für dGrartige Sachschä.den von Umsiedlern 

und Vertriebenen jedoch berei ts aus in-· oder ausländülChen 

öffeIltlichen :Mitteln- Ent.s9hädigung gewährt y?orden ist, liegt 

kein Sachschaden vor. Das gleiche gilt für Sachschäden" für die 

nach einer ander,en als der iT~', § 1 A hs. 2 verheis senen besonderen 

bundesgesGtzlichen Regelung in Österr'3ich oder in der Bundes-­

republik Deutschland Ents chädigmlg zu gewäb...ren ist~. Steht 

also einemUmsiedler oder Vertriebenen für die nach dem Entwurf 

anzumeldenden Sachschäden die B;::;rechtigung zur Entschädigung 

z .B. nach der del;ttschen Lastenausgl8ichsgesetzgebu,ng für diese 

,bestimmten Sc\chschüden ZU,SCl I'iegt kein Sachschaden' im Sin,"l€: 

dieses Entwurfes vor. 

Bezüglich derjenigen Vnrtriebenen österreichischer .~taats~ 

bürgerschaft? welche für ihre in Jugoslavlien eingetretenen 

Vermögcnsverl U8 te g6müß Artil;;:'el 27 § 2 des S 'taatsvertrages 
i C 

gegGnülJer der Rspublik Österreich entschädig1..mgsberechtigt sind, 

sieht Anlage 1, Buchstabe C, Ziffer 6 (1) des Finanz- und 

Ausgleichsv(artrages vor, daß sie die Leistungen nach dem Vcr-
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trage z"ll ... erhal tell haben. Da es sich um mtschadigung'von," 

Mobili en handel t, der e ... n Verbleib in Jug os läwien meistens 

nicht mehr festgestellt wel~deri kann und überdiesoinDurchfüh­

rungsgesetz zu Artikel 27 § 2 des staatsvertrages noch nicht 

erlassen ·wur de, ist· auch die Anmeldung der Schäden an den in 

cliesem EntwlITf genEtnnten Vprmögensgegenständen durch nach 

Artilfel 27 § 2 Sta8tsvertrag entsch[~dig'ungsberechtigte Öster­

reicher erforderlich. 

Absatz 3 Während die Vertriebenen durch die V"rtr.eibung ihr 

Vermö;;en ohne3:;.~hal teines ?Y.'satzverrnögens verlorell haben, ist 

die Lage bei zahlreichen Umsiedlern anders. Die Umsiedlung er­

folgte meistens dlJ.Tch eine gelenl{te AI\:tion~ wobei die Umsied­

ler für ihre im Umsiedlungsgebiüt zurückgelassenen \(~;rmögen-

, schaften l>,'satzvel~mögen in irgendeiner Form erhiel ten. Soweit 

die Umsiedler wieder angesieClel,t ~-'.rLlrderi, erhiel ten si e dafür 

in anderen GGbieten V:,;rrnögenschaften wie landwir~schaftliche 

oder gewerbliche Betriebe als Ersatzvermögen. 'No dies nicht 

der F,-:~ll 'war 1 erhielten si e G'<Ld, Vlcrtpapiere oder zu.minc1estens 

Gutschriften bej. den Umsiedlungsinstitut.-ßn. So'weit das :6rsatz-
~ .', ~ 

vermögen dem Umsiedler erhalten geblieben ist, liegt nach dem 

EntvTlITf ein SF.chschaden nicht vo'i~ • Ein in diesem 3J,:,sa tzver-

mögen eingetretener V':rrnög8nsverl ust begründet keinen Sach­

schaden im Silli'le dieses. EntYllJ.rfes, wenn es sich nicht, wi-e in 

Übereins tirrilllUng mit dem Finanz- und Ausgleichsvertrag best immt 

vvird, um BI'satzvermöe;en handelt t das vieggenommen, zerstört 

wurde 9 verlorenging,. oder soweit es rückgestellt werden mußte .. 
J , 

Dies gilt auch dann, \venn das ETsatzvermögen; 1i'\lt e es sehr 

häufig geschah, aus Wertpapieren bestanden hat, die für den 

Umsiedler keinen vlirtschaftliohen 'fert .hal)(:m. Bloße Gl-ltschrif­

ten bei Umsiedlungcdnstituten, wie z.:8. bei der seinerzeitigen 
~ .' .. 

Deutschen U:rnsiedlungs-TTeuhandgesellschaft (DUT) ~ vJerden nach 

dem En'c1;,urf überharl.pt ni cht als Erse. tzvermögGn ge'wert et. 

Zu § 3 Absatz 1: :DiesG:8,=)stiEffilung definiert den B'?griffdes 

Umsiedlers. Dies sind Perso.nen,die, wi:.i.b.r8ud des Zweiten Welt­

krieges entwed'er aufG-''''llnd eines vom ehemaligen ~eutschen R,~ich 

geschlossenen 'zwischenstaatlichen Vertrages.aus einem Gebiet 
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8u8 erhal b der 11&pu.blik Ös terrE';ich unQ des 1)(:;ut.8chen Reiches. 

innel"'halb der GrGnzen vom 31.Dezember 1937 oder auf G:'und 

'vonl':Ia ßnal::i11lEm cl eu tscher Diens tste11en aus einem von der 

deutschen "'Hehrmacht besetzten Gebiet deshalb '..1mgesiedel t 

wurden 1 w'eil sie in ihrer Heimat nach bestimmten Merkmalen 

wieAf.)Stanimung,&Ziehung, Sprache oder Kultur zur deutschen 

VölksgI~lppe gerec:b.l'let vvurden. 
. . 

Absatz 2 Da die mit dem Köniereich Italien getroffenen 

.A breden schon vor /msbruch des ZWeit en:N.Jl tkriegG.s erf' olgten, 
.' . , ' 

mußte ausdrücklich klargestc;llt werden, daß Umsiedler im 

Sinne dos' En tV:l.1rfes 8'ue11 die Süd tir 01 er und . Kanal taL~r sowi~ 
die Luserner ülld FArsentaler sind. Die beilien letzten G~"uppen 

,\ . . 

mußten deshalb besond.ers erv,1:Ahnt werden 9 weil die Vel"'träge .. 

diese Personen nioht. nannten, . obvvohl auch siG von derUmsied­

lungsaktion betroffen waren. 

Zu § 4- Absatz 1: Vc:rtrier)ene .sind P;3Tsonen, die wegen ir.trer 

Zugehörigkeit zur deutschen Volksgruppe ihren Wohnsitz. außer;... 

halb dür Republik Österreichu . .nd des Deutschen },U~ichesmi t 
.', . 

dem Gsbietsstand vcm 31.Dezember 1937 oder in den am. 31.Dezem--
. ') • \ I 

ber 1937 zum J)·2utschen R.2ichgehörenden GGbiGten östlich der 

Oder/Neisse-:Linio im. Zusammenhang mit C!.en Ereignissen des 

. Zweiten \Tel tkrieges oc'ter d~:;ssen Folgen durch V~'rtreibung, wie 

insbesoncere durch AUSw8is1.:mg 9 Flucht· oder naChträgliche Aus .... 
," . .. . ~ . 

siedluJlg verloren haben. Die Vcrtreibungsmal311e.hmen sind 
. . 

demonstrativ angefijhl;'t,. da .die zur Vortrei1y\mg führ(:;nden .lVIaß­

n~.hmen im Einzelfallv(:ll'schieden waren~ G)'illl.dsä tzlich ist 

jedoch f8stzuhalten 1 daß Vprtriebene nur solche physische Per­
sonen sind~ die wegen ihrer Zugehörigkeit zur deutschen Volks-. . 
gruppe. imZ1)sammenhangm~t den Er9ignissen des Zweiten Welt­

krieges oder d(jssen Folgen ihren ifvohnsitz vGrloren haben. i\.ndere 
, < • .' I :, .. . 

politische ]'lüchtlinge. sind ,\1!ed.er von de;rn Finanz-. Ul1.d .. 1us-: 

gl'3 ichs vertrag' noch von di e8em Entvru.rf erfa ßt • 

Absatz 2 In zahlruichen F:Lllen is t der Eigc·mtiJ.luer des Ver­

mögens nach Eintri tt des S.r.chi3chadens im Vortreibungsgobiet 

'umgekommen. 'Es Yllll'de bestilllillt 1 daß ~'3olche.Pel'sonen, sofern. 

• 
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sie vor dem 1 .. Jänner 1960 im Vi::rtreibungsgebiet gestorben sind, 

als Vertriebene gelten. 

Zu § 5: ~iiährend die vOl'hcrigen Paragraphen die allgem.einen 

Definitionen des Sachschadens und derUmsiedler ündVertrioDs-

. non goben 1 vdrd in § 5 der }30:griff' des G,;schädigten einge..;.. 

führt, d.h. del'jenigen:Person? die nach dem zu erlass8nden 

'besonderen Bundesgesetz für ihre Schtid en en tschiidigt 1~lerden 

soll. \iar nach den vorherigen Paraßl'ophen di e S taa tsbürger­

schaft für die Qualifikation als Umsi~dler odor Vertriebener 

un8rheblich, so :vvird in § 5 in. Übereinstimmung mit den Bestim­

mungen des Finanz- und "i.usgleichsv·ertrages von einem Geschä­

digten verlangt~ daß ·er am 27.November 1961 österreichischcr 

S taa ts bilrger oder deutscher S taa t sangehöriger odGr Staa,tenloser 

gewesen ist beziehl.lngsvn:üse seine Stac'.tsbürgerschaft ungeklärt 

war m'ld entvveder am 1.J:':.nner 19'60 in der Republik Österreich, 

seinen stfuldigen Icufenthalt hatte oder nach dem 1 .. Jänner 1960 

Ün. Wege der FamilicllZUS8.1nmenführung oder als Heimkehrer in 

die Republik Österreich gekoh'nen ißt oder kommt und dort im 

Z ei.tpunkt der SchadensanI'1eldung seit ::nindes tens sechs Monat en 

ständigen A1..li'en thai t hatte, oc1c=e er am 1.Jänner 1960 in der 

Bundesrepublik Deutschland ~,ti::inciigen Ätlfenthal t hatte, sofern 

er nach SQhaclens eintritt r:lindestens einen sechsmonatigcn }'.uf­

enthalt i.n ö'sterroich hatte und, von hier in die BUl1desrepublik 

D.:::utschland s.bgevvandert ist .. 

Der VertriebenE2 oder U:nsiedler muß also, ,um als G":schädig­

ter zu gelten, neben den sonstigen Erfordernissen entweder 

am 1.Jänner 1960 in Österreich ständigen :\.uf,enthal t gehabt 

,haben (vvobei der Ausdruck ständig<~r;\,ufenthalt' den Finanz-

und c'~usglGichsvertrag entnonllnen ist), oder er muß zu diesem 

Zeitpunkt in der Bundesrepublik Deutschland ständigen ~\ufenthalt 

gehabt haben 9 wo1)ei der Zusarmnenhang mit de.r Republi.k Öster­

röichdacluTch hergestelltv~drd1 daß er nach Schadenseintritt 

mindestens sechs Monate Aufenthalt in Österreich gehabt haben 

mußte. Einen Sonderfall bilden die Personen 9 die im V-=,rtrei­

bungsgebiet einen S,,~chschad8n erlitten haben und nach deIl1 

1.Jänncl" 1960 im Y!;:,;ge einer ?amil:l.enzusanmenführung oder als 

Heimkehrer nach Österreich gekorillen. sind oder kO:r:JlTI.en und 'hier 
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im Zeitpunkt dcr iJ.l1l"1eldung seit nindestens sechs Monaten, . 

stLindig8n f\LJ~en thaI t hatten • 

. Zu § 6.: Diese Bestinnung stellt klar, daß als G.::;schädigte 
, . 

auch Pcrsonen gelten, die zwar die sonstigen Voraussetzungen 
• • • I" • 

dos .§, 5 erftülen, jedoch vor deI!}. 1.Jänner 1960 verstorben 

sind. Du:rch den Hinvlc;is auf § 9 Ü3 t klargest~llt ,da,ß das 

Erfordernis derStaatsbürgerschaf-c für diese' Personen an ihrem 

Todestag gegeben. sein EluG. 

Zu §. 7:' Lieser, Paragre,ph grenzt den Kreis der erb- bezw. 

pflichtteilsoerecht'igtenPersonen, im gleichen UITfang wie in 

Kriegs~ undVerfolgungssa'chschädengesetz ab und nennt die 

:gleichen Personen, die als BBre.chtigte im Sinne dieses Gt.:setzos 

gelt en. Das B'.L'fordernis des gemeinsanon Haushaltos nit dem. Ge"': 

schädigten ist erfüllt, wenn die in. dieser :B~·~stir;1W.ung er\vähhten 

personen entweder in Zeü tpunkt des Schadenseintrittes oder , 

später rli t den V(~rstor'ben;:m in geneinsat:1en Haushalt gelebt 

haben. 

Zu § 8.J:\.bsatz 1: Hier wird der Sonderfqli geregelt, nänlich, 
~ " . 

daß der UTIsiedler odor Vertriebene nicht 'Geschädigter in Sinne 

dieses Entwu.:rfes gevwrden ist',' '.'I'oil or ohne "1.ufenthai tsnahne 

1n Öst'errei.c11: ,außerhai b des G ebiet~Js der fiepublik Ös terI'Gich 

verstorben ist. Seine in§ 7 'genannten ,\ngehörigensind dann. 

Berechtigte, VlOIlIl sie selbst die für oinen G'c::schädigten er-
/ 

forderlichen persönlichen VoraussetzUngen erfullen. 

Ab~atz 2 Dieser Absatz befaßt si6h nit den F~llen, in denen 

der Eige11tüner eines Vornögens, der, in.· einen Vcrt:r'oi bungsgebiet 

wohnhaft war, vor Schadens eintritt gestorben··ist. Nach öster­

:reich~~cheD Recht, ~as au~h in den ehemals österraichischen 

Toilen der Nachfolgestaaten galt, 'bedarfes, zum. Bigentumser­

werb an den N2chlaßvornögen eines Gorichtsbeschlusses (Einant­

wortungsurkunde)~ In anderen G,:::,bieten, vor allen dort, wo das 

deutsche bU.rgerliche. Gesetzbuch galt, ervlarb der E}:,bo das Nach­

laßvernögen zu.n Zeitpun.kt des Todes des Erblassers • .!'ib~.2 bo­

stir:lnt nun, daß in den zuerst behandelten Fi.ülen die ,in§ 7 
genannten .i~ngehörigen, die bei Schadens eintritt i~1ang21s :Sin-

v 
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ahtwortungsurkunde noch nicht Eig .. :mtiiner des V~rlassenscl:lafts­

verI:lögc;ns waren, dann als E<Tc=:chtigte gel ten, wenn sie die 

fiXe einen Gf~sch,J,digten eri'orderlichen persönlichen Voraus": 

setzungen selbst erfüllen. Der zvvei te Fall nuß nicht besonders 

geregel t YJerden, da die) E'~ben bei Schadenseintritt eben schon' 

Eigentüner riSTen ,und daher' als Geschädigte zu behandeln ;3ind. 

Zu § 9 .. il:m.1: D,:cr Pinanz- und .Ausgleichsvertr2g v7urde an 

27.Novenber 1961 unterzeichnet. D;::;r Vortrag hat dioson Zeit-' 

punkt als für die StaatsbUrgerschaft naßgebenden Stichtag be­

stirti.1t • 

.. \bs8 tz 2 bestüm.t, l'la [3 die Staa tsbÜJ:'gerschaftsvoraussetzungen 

bei .Ableben vor den" 27 .NoVeL.lber 1961 am TodestE\g geGeben sein 

nüssen. 

Zu § ) 0: Hier '.7ird die F&IJilienzusar:iI1enfiihrung defini ort. 

Grundsatz ist, daß die Person, die in Wege der F<~!J.ilienzusaDnen..,. 

führung nach Österreich kOlJHt, den Sachschaden seI ost erlitten 

haben nuß oder sich als B~,:rechtiz;ter8uf einen solchen Schaden 

bei~ufen kann. 

Eine }T'aniliellZUSaEL:lenfü..1J.rung in Sinne dj.eses Gesetzes liegt 

vor 9 wenn oie nach den 1 .Jtinner 19602rfolgt. Es kann aber 

au,ch zu Personen zugezogen vJcrden, die erst nach dcIJ. 31 .Dezenber 

1952 nach Österreich gekO::ll"Jon sind oder kor1.r:.1en 9 v!erL."l diese 

innerhalb :von sechs Monaten nach ihrer:~ussiedlung aus den VGr­

treibungsgeb~et oder als Heinkehrer innerhalb von secl).s Monaten 

nach Entlassung in die Republik Österreich gekOl:'.nen sind oder 

kennen. 

Zu §, 11: ~i.bsatz 1.stellt die .,.\.nneldeberechtigung fest. 

Geschädigte und Berecb. tigte sind bei Vorliegen der sOl'istigen 

yoraussetzungen in der Regel 6nneldeberechtigt, sofern ihr 

Einkormen in 1n- oder j.usland in Jahre 1955S 72.000 9 -­

nicht. überstiegen hat ~ Diese EinkOIlDonsgrenze erhöht sich für 

jedes u):1.terhaltsborcohtigto Kind. 

Zu § 12: Diese B::stinnungen stellen klar, vv.8r anneldeberech­

tigt ist, Vl0l1.l1. 8.n einer Sache nehrerePersonen J sei es durch 

Mi teig Gntur.J oder durch ErbengoI:1einschaft oder infolge .::ünes 

Gesellschaftsverhäl tf.!.isses, berechtigt sind. Die ,\nneldebe-
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rechtigung richtet sich nach den J.\nteil des.\nneldenden an der 

Sache. 

Zu § 13; -' ... us gesetzestechnischen Gl~ünden werden hier nur . .-
die einzelnen Gruppen von Hausratsgegenständen entsprechend 

der ,~nlage ZULl ICITSG zitiert. Die vertragliche Verpflichtung 

zur Ents8hädigung lJni'aßt j odoch den Schaden an allen in der 

.. ·~nlage zw:: KVSG taxativ 3.ufgezä.hl ten Sachen. 

Zu § 14 ~ Hier v/erden die zur Berufsausübung erforderlichen 

bovveglichen-Sachen aufgezi:ihlt. Die in § '14 genann.ten beweglichen 

Sachen gel ten dann als zur BeX'ufsausübung erforderlich,' V18nn 

sie zur Erreichung des Betriebszieles (BerufSZielos) not-· 

wendig sind, wobei es lLYlerheblich ist 1 in 'i\lelcher :Menge und in 

welchen Wert derartige G(:;gs·nstände· angeneldet '.verdorr. Soüit· 

handel t es sich U1':l eine Abgrenzung nach J3·,,:rufs- und Bl~B.nchen­

nerknalen. 

zu § 15: Geriet ein G3schädigter durch den Ver+ust der in 

den §§ 14 und 15 genannten lJeweglichen Sachen in wirtschaftliche 

Not lUld ist eine ents~lrechende Milderung des Notstandes bisher 
I 

nicht eingetreten, so hat er dies in der Lm.1eldung anzugeben. 

Zu § 16 Lbsatz 1: Die~'dll":1eldungen nach diesen Gesetz sind 

fristgerecht eingebracht, wenn sie spätestcms an letztel1 Tag 

der Frist bei der zuständigem Finanzlandesdirektion eingelangt 

sind. Die Einbringu..l1g bei einer nach deLI Gesetz. nicht zustän­

digen Finanzlandosdirektion schad0t nicht. Die Fristen, die in. 

Absatz 2 genannt sind, sind Ausschlußfristen • 

. Absatz 2 Die l'lnneldefristen nußten verschieden gestaltet 

\verden, ulldzwar endet die Frist fÜl~ Personen, dia bei In-
.' ~ . .,. 

krafttreten. des Gc'setzes ihren s.ttindigon ~"lufenthal t in qster-

reich habon an ,31.Nlärz 1963, für Personen, die zu dieson Zeit­

punkt ihren ständigen A-cIT enthalt außerhal'o des G~';bietes der 

Republik Österreich haben nitL'~blauf eines J8.bros nach In­

krafttreten deS Finanz- und .il.usgleichsvertrages. 'denn in 

Zuge einerF.:Tlili enzusa::.lT"wnfCC'1r-cU1g u"l1.d be i He inkehr aus der 

Kriegsgefangenschaft Personen nach Inkrafttreten des G:-:::setzes 

nach ÖsterT'_:üch kODL1en, so endet die Frist für die .Ll.rJTJ.eldung 

ein Jahr nach den Eintreffen. 
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·Da in vielen Fällen Vertriebene und Umsiedier in der Bundes­

republik Deutschland Anträge nach demLast~nausgleichsg~setz 

:gestellt haben, aber nachdtesemBund~sgesetz anmeldeberechtigt 

... sind, wurde eine glei tenele Frist eingeführt .• Sofern über die 

Anträge in der Bundesrepublik Deuts.chlandbei Inkraft:treten 

des Gesetzes noch nicht rechtskräftig entschieden war, können 

die Antragsteller noch sechs Monate nach Rechtskraft der 

ablehnenden Entscheidung eine ,Anmeldung nach diesem Bundesgesetz 

vornehmen. 

Absatz 3 Anmeldungen, die nicht auf den hiefüramtlichaufge­

legten Formblättern vorgenommen·werden, gelten nicht als An­

meldungen nach diesem Bundesgesetz·. 

Absatz 4 Wie bereits zu Absatz 11 ausgeführt, handelt es sich 

bei den genannten Fristen um Au~schlußf~isteti. Die Folge ist, 
,". . 

daß bei Versäumung der Fristen keine Leistungen nach dem im 

§ 1 A~satz 2 verheissenen'Bundesgesetz gewährt werden können. 

Zu § 17 Absatz 1, : 

))as Auflegen der Formblätter tn Österreich bei den Finanz­

landesdirektionen, Finanzär;ntern, Bezirksverw~ltungsbehörden, 

hezw~ in städten mit e±genem Statut bei den Magist~aten1 wird 

erfahrungsgemäß sicherste~len9·daßjeder in Österreich lebende 

Inte.:ressent sich die Formblätter ohne unzumutbaren Zeitaufwand 
. . t •. 

bezw. hohe }ahrtauslagen beschaffen, kann. In der Bundesrepublik 

Deu tschland vverden die Vordrucke nicht nur bei den österreichi-
" '. -, , 

schen Vertietungsb~hörden, ~ondern voraußsichtlichauch bei 

den deutschen Ausglei'chsämtern erhältlich sein, so' daß auch 

die in der Bundesrepublik J)eütschland ansässigen Interessenten 

sich diese VOrdrucke ohne besondere Mühe und Kosten beschaffen 

werden können~ Das Aufl~gen de~ Vnrdrucke bei den übrigen 

österreichischen Vertretungsbehördeh im Ausland, insbesonders 

in Übersee, wird nach Maßgabe des Bedarfes erfolgen. 

Absatz 2 Die kostenlose Abgabe der Arimeldevordrucke, wie über­

haupt die kostenlos·e Durchführung des gesamten Anmeldeve:rfahrens 

<lurch die befaßtehösterreichische'n Behörd~en, 

·8 tellt 

~usaC1men mit den Entschädigungszahlungen jenen Aufwand Österreichs 

dar 1 der dem Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zu den Kosten 
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der Entschädigungsaktion für Umsiedler und Vertriebene 

gegentiberzustellenis,t'. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit 1 

die im zusarrLmenhangmi t der Durchführung dieses Ges etzes ent.:.. 

stehenden besonderen Verwal tungsaufwend.ungen Ös'terrei<;hs 

bei den Ausgabenkrediten für die Durchführung des Finanz-

und Ausgleichsvertrages nachzuweisen, 

Zu §-18 
'Die Zuständigkeit der Finanzlandesdirektionenwurde nach 

territorialen Gesichtspunkten festgelegt und zwar je nach 

dem Gebiet, aus dem die Umsiedlung oder vertreibung erfolgt 

ist. Diese Zuständigkeitsregelung war deshalb erforderlich, 

weil inden einzelnen Gebieten durchaus verschi,edene Ver-, 

hältnisse herrschten'und -eine möglichst einheitliche Be-­

handlung aller aus einem Gebiet stam~ender Umsiedler oder 

, yertriebener angestrebt werden muß. Da die Anmeldeberechtig­

ten über das ganze Gebiet der Republik Österreich und der 
. , " 

Bundesrepublik Deutschland verstreut leben, wäre eine, 

Festst~llung von DORpelanmeldungen ohne diese territoriale 
, . 

Zuständigkeitsregelung äußerst erschwert. 

Da es vorkommen kann 9 daß ein Umsiedler in ein Gehiet 

umgesiedelt wurde 9 aus-dem er später vertrieben wurde ~ stellt 

der Entwurf klar,daB in diesem Falle die Finanzlandes­

d~rektion zuständig ist, die die Anmeldungen aus dem Gebiet 

zu bearbeiten hat, aus dem er' umgesiedelt wurde .. 

Zu § 19 : 

Absat z1 Der Anmeldung sind die zur Begründung des Sach~ 

verhaltes dienenden Urkunden in beglaubigter Abschrift ge­

gebenenfalls in beglaubigter Übersetzung anzuschließen. Sie 

können auch nachgereicht werden. 

Absatz'2, Um den Anmeldern die Vorlage von Urkunden und Ab­

schriften möglichst zu ersparen, verl~ngt Absatz 2, daß 

bereits bei öst~rreichischen Eehörden oder bei Dienst~ 

stellen der Bundesrepublik Deutschland erfolgte Anmeldungen 

anzugeben sind. Auf diese Weise kann das bei inderen Dienst­

stellen verfügbare Aktenmaterial der Behörde zugänglich ge­
macht werden~ 
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Absatz 3 Da d'ie Beantwortung der in den Formularen ge-

stellt(i3n Fragen nicht iIlliller zur Klärung des Sachverhaltes 

ausreichen wir~j hat der Geschädigte oder Berechtigte auf . . 

Verlangen der Finanzlandesdirektioh erforderliche ergänzende 

Angaben. zu machen oder Bewe ismi ttel anzugeben oder' vorzu­

legen. Ist er dazu nicht imstande, so hat er die Gründe 

dafür anzugeben. Diese Bestimmung dient dazu um festzu-
o 

stellen, ob sich der Anmelder in einem echten Beweisnot­

stand befindet. 

Zu § 20 

Absatz 1 Die Finanzlandesdirektion hat die Anmeldungen in 

rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht zu prüfen und kann 

etwa notwendige innerstaatliche Erhebungen auch durch er­

suchte oder beauftragte Verwaltungsbehörden oder.~inzelne 

amtliche Organe vornehmen lassen. 

Absatz 2 Da in vielanFällen Erhebungen im Ausland ,davon 

in de'r überwiegenden Zahl der fälle in "der Bundesrepublik 

Deqtachlandgerforderlich sein werden, werden die Finanz­

landesdirektionen ermächtigt, die erforderlichen zwischen­

staatlichen Erhebungen zu veranlassen. 

Die J!flicht zur Lel;b~uQg von Rechts­

hilfe durch die österreichischen vertretungsbehö!,den im 

Ausland wird ausdrücklich festgelegt. 

Absat~· 3 Die Anmeldungen sind für Zwecke der Bearbeitung 

nach dem Zeitpunkt des Einlangens bei der Finanzlandesdirektion 

zu reihen, wobei die Anmeldungen derjenigen Pe~ßonen, aie 

spätestens am 1. Jänner 1960 das 70. Lebensjahr vollendet 

haben, getrennt von den anderen Anmeldungen zu behandeln 

und innerhalb dieser Gruppe gesondert zu reihen sind. In 

beiden Gruppen hat die Prüfung der Anmeldungen ihrer Reihung 

entsprechend zu erfolgen. Damit soll eine zeitlich bevor-

zugte Bearbeitung der Anrneldungenvon Personen, die bereits 

das 70. Lebensjahr tibersch~itten haben, erreicht werden. 
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Zu § 21 ~ 

Di.ese Bestimmung mußte deshalb aufgenommen werden, 
weil die Pra,xis' gezeigt hat, daß vielfach Anmeldungen nach 

anderen Entschädigungsgesßtzen vorge'nommen wurden, die 
Angaben enthielten, 'über deren Unrichtigkeit sich die An-
melder vqllkommen im .Klaren :Join mußten.' Gerade in den 

Fällen, ,in denen vielfach angeqommen wird,daß eine Uber­
prüfung der Angaben nicht möglich sei, besteht die Gefahr 
wissentlich unri.chtiger Angaben. 'Dieser' Gefahr soll durch 

die Androhung des Verlustes von Leistungen nach dem im 
.§ 1 Absatz 2 verheißenen besonderen Bundesgesetz einiger­
maßen begegnet werden. 

Zu § 22 : 

Der Paragraph enthält die Bestimmungen über die 
Befreiung,von stempel- und Rechtsgebühren und von Bundes­
verwaltungsabgaben. Darunter fallen auch die Konsulargebühren. 

Zu § 23 

Zu § 24 : 

Dieser Paragraph ,enthält die Vollzugsklausel. 

Das Bundesgesetz soll am 1., April 1962 in Kraft treten, 
damit in der Zeit zwischen der 'verlautbarung im Bundesgesetz­
blatt und dem 1. April 1962 Zeit :für die Auflage und die Ver­
sendung der F{')rmulare zur Verfügung, steht., 
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